Московский государственный университет имени М. В. Ломоносова
Юридический факультет

Кафедра иностранных языков

[image: image5.jpg]



          Mediendeutsch für Jurastudenten

МГУ 2009

InHALTSVERZEICHNIS
	Inhaltsverzeichnis
	2

	1. Deutschland: vom Aus- zum Einwanderungsland
	3

	2. Geldstrafe für Angriff auf den Bundespräsidenten
	4

	3. Stimmt es, dass man Land auf dem Mond kaufen kann?
	5

	4. Sealand: Das kleinste Fürstentum Europas 
	6

	5. Versager in Nadelstreifenanzügen? Nein, Betrüger
	7

	6. Die Defizite entwickeln sich
	8

	7. Deutsche Pharmafirma soll Vioxx-Opfer entschädigen. Lust am Schmerz
	9

	8. Mutter bringt Sohn um und wird freigesprochen
	10

	9. Russland: Umweltschützer fordern Stopp der Wilderei 
	11

	10. Schwerstabhängige bekommen Heroin auf Rezept
	12

	11. „Manhattans Banken sind wie Wohnzimmer“
	13

	12. Was empfehlen Sie Europa?
	14

	
	

	
	

	
	


Deutschland: vom Aus- zum Einwanderungsland

Statistisch gesehen ist Deutschland schon lange ein Einwanderungsland. Anerkannt wird das erst seit kurzer Zeit.

Sie packen ihr Leben in Kisten und Koffer, geben Altes auf, verlassen ihre Heimat. Sie hoffen auf eine bessere Zukunft in einem Land, das sie nicht kennen und von dem sie alles erwarten. Arbeit, Sicherheit – ein besseres Leben. Migranten – ein Begriff, der eine Wanderung beschreibt, einen Weg, der Verwandlung zugleich ist: Der Auswanderer wird zum Einwanderer, alles nur eine Frage der Perspektive.

Die Gründe, warum Menschen ihre Heimat verlassen, sind vielfältig: Sie hungern, weil es zu viele Menschen an einem Ort gibt, dessen Boden nicht alle ernährt. Sie finden keine Arbeit, weil es der Wirtschaft schlecht geht. Oder sie werden politisch verfolgt und müssen um ihr Leben fürchten. Letztere bitten um Zuflucht, um politisches Asyl. Die anderen hat man lange „Gastarbeiter“ genannt, wissenschaftlicher heißen sie „Arbeitsmigranten“. Und doch gehören sie alle zu jener Gruppe Menschen, die in Deutschland lange schlicht als „Ausländer“ bezeichnet wurden, heute als Mitbürger mit Migrationshintergrund. Doch der komplizierte, politisch korrekte Begriff ist nicht nur ein Zeichen für den Wunsch nach einem toleranteren Umgang mit dem Fremden, sondern spiegelt die Vielfalt eines ungelösten Problems unserer Gesellschaft. Sie kamen als Gäste für wenige Jahre und blieben doch Jahrzehnte, holten ihre Familien ins Land, bekamen Kinder und Kindeskinder. Und doch hieß es in den 1990er-Jahren weiterhin: „Deutschland ist kein Einwanderungsland.“ Dass die Realität ganz anders aussah, wurde aus politischen Gründen verschwiegen, bis die Probleme vor einem Jahr erstmals ganz offen ausgesprochen wurden. Es redeten diejenigen, die der Probleme nicht mehr Herr wurden: Pädagogen und Sozialarbeiter. Diejenigen, die den Traum von Multikulti träumten, sich für Gemeinsamkeit engagierten und an einer rauen Wirklichkeit auf den tristen Pflastern von Berlin-Neukölln, Köln-Mühlheim und anderen Migrantenhochburgen scheiterten.

www.focus.de
	Glossar

einwandern – in ein fremdes Land gehen, um dort zu bleiben ( das Gegenteil: auswandern
Einwanderungsland n. - ein Staat, dessen Bevölkerung durch Einwanderung von Personen aus anderen Ländern stark anwächst oder in dem Einwanderer einen wesentlichen Teil der Bevölkerung ausmachen

anerkennen* – hier: etw. offiziell für richtig oder gültig erklären

zugleich – gleichzeitig

Migrant m. – eine Person, die für lange Zeit ihren Wohnsitz wechselt

es ist eine Frage der Perspektive – es hängt davon ab, von welcher Seite man etw. sieht

j-n politisch verfolgen – j-n wegen seiner politischen Ansichten schlecht behandeln

Zuflucht f. – Hilfe und Schutz in einer gefährlichen oder schwierigen Situation

Asyl n. – der Aufenthalt, den ein Staat einem Ausländer gewährt (erlaubt), um ihn vor Verfolgung zu schützen

schlicht - einfach

Mitbürger mit Migrationshintergrund – Bürger, die früher Ausländer waren

tolerant (gegenüber j-m oder etw.) – ist jemand, der andere Meinungen, Ansichten oder Sitten respektiert 

weiterhin – wie früher, immer noch

verschweigen* – etw. mit Absicht nicht sagen


	etw. (Gen.) nicht mehr Herr werden – etw. nicht mehr unter Konrolle haben
Multikulti – Abkürzung von multikulturell, z.B. Multikulti-Gesellschaft

sich für etw. engagieren – etw. bestreben und dafür kämpfen

Gemeinsamkeit f. – hier: harmonisches Zusammenleben

raue Wirklichkeit – ungeschmückte, unschöne Realität

auf den tristen Pflastern von... – auf den ungemütlichen Straßen von...

an etw. (Dat.) scheitern – wegen eines Umstandes keinen Erfolg haben

Migrantenhochburg f. – ein Ort, wo es besonders viele Migranten gibt

Fragen zum Text:

1. Nennen Sie die Gründe, die die Menschen zwingen können, ihre Heimat zu verlassen und in ein anderes Land zu gehen.

2. Beschreiben Sie ein typisches Einwanderungsland, führen Sie ein paar Beispiele an.

3. Ist ihr eigenes Land ein Ein- oder Auswanderungsland?

4. Auf welche Schwierigkeiten stoßen die Menschen, die in ein fremdes Land gekommen sind, um dort zu arbeiten?

5. Wie verstehen Sie den Ausdruck "der tolerante Umgang mit den Fremden"?

6. Warum sollte man ein harmonisches Zusammenleben mit den Einwanderern anstreben? 

7. Aus welchen Ländern kommen die meisten Migranten nach Deutschland?


Geldstrafe für Angriff auf den Bundespräsidenten

Für seinen Angriff auf Bundespräsidenten Horst Köhler ist ein 45-jähriger Mann zu einer Geldstrafe verurteilt worden. Ihm wird versuchte Nötigung vorgeworfen.

Das Amtsgericht Frankfurt setzte die Zahlung von 800 Euro zur Bewährung aus. Der Ingenieur muss aber noch 500 Euro an die Deutsche Krebshilfe zahlen.

Vor Gericht hatte der Mann seine Tat zugegeben. Er rannte am 14. Oktober vergangenen Jahres nach der Verleihung des Friedenspreises des deutschen Buchhandels von hinten auf Köhler zu und umklammerte ihn. Er wurde schließlich von Personenschützern weggezogen.

Angriffsgrund: Nebenkostenabrechnung
Der 45-Jährige sagte vor Gericht, er habe den Bundespräsidenten nicht verletzen, sondern ihn lediglich auf seine Probleme aufmerksam machen wollen. Er streitet seit acht Jahren mit seinem ehemaligen Vermieter wegen angeblich falscher Nebenkostenabrechnungen. In mehreren Zivilprozessen unterlag er und fühlt sich deshalb als Justizopfer. Seine Petitionen an den Bund und das Land Hessen seien nicht beantwortet worden.  

Der Verurteilte wollte schon im Jahr 2002 in Gießen den damaligen Bundespräsidenten Johannes Rau auf seine Schwierigkeiten aufmerksam machen. Er schleuderte damals kopierte Zeitungsartikel in seine Richtung. Gegen das jetzige Urteil legte der Mann Berufung ein.

www.focus.de

	Glossar

Angriff m. – das Vorgehen gegen einen Gegner oder Feind, das Angreifen, siehe (;

rechtliche Definition: jede Bedrohung rechtlich geschützter Interessen durch menschliches Verhalten, dass sich gegen die Rechtsgüter eines anderen richtet, gleichgültig, ob die Bedrohung bezweckt oder ungewollt ist

angreifen* - gegen j-n zu kämpfen beginnen, um ihn zu schädigen ( attackieren

verurteilen zu Dat. – als Richter entscheiden, dass j-d für seine Tat eine bestimmte Strafe bekommt

versuchte Nötigung – eine (strafbare) Handlung, die darin besteht, dass j-d einen anderen mit rechtswidrigen Mitteln zu einem bestimmten Verhalten zwingt 

vorwerfen* j-m etw. – hier: j-n etw. (Gen.) beschuldigen

etw. auf Bewährung aussetzen – etw. (z.B. eine Strafe) nicht sofort durchführen, sondern auf später verschieben

Amtsgericht n. – ein Gericht unterster Instanz für kleinere Strafsachen u. Zivilangelegenheiten

eine Tat zugeben – zustimmen, dass man etwas Schlechtes gemacht hat

verleihen* - etw. (meistens einen Preis) geben, um j-n zu ehren 

umklammern – Hände oder Arme um j-n legen und ihn fest halten

Nebenkosten pl. – die Kosten, die zusätzlich zu etwas entstehen; z.B. wenn man eine Wohnung mietet, kommen zur Miete selbst noch die Nebenkosten für Heizung und Wasser hinzu

Abrechnung f. – die Rechnung, die alle Kosten einer bestimmten Zeit/Arbeit enthält

Vermieter m. – j-d, der sein Eigentum, z.B. eine Wohnung, anderen Personen für eine bestimmte Summe zum Benutzen überlässt ( Gegensatz Mieter m.


	Zivilprozess m. – ein Prozess, in dem das Gericht solche Klagen behandelt, die nicht zum Strafrecht oder öffentlichen Recht geht; in solchen Prozessen geht es um die Handlungen und Beziehungen privater Personen

unterliegen* – in einem Kampf besiegt werden, verlieren

Justizopfer n. – jemand, der unter den Folgen der Justiz leidet

Petition f. – ein Schreiben an eine Behörde, mit dem man um etw. bittet, auch Bittschrift f. 

schleudern – mit viel Kraft werfen

gegen ein Urteil Berufung einlegen - nach einem Gerichtsurteil bei einem höheren Gericht eine neue Verhandlung verlangen

Fragen zum Text:

1. Welche Rolle spielt der Bundespräsident im deutschen Rechtssystem?

2. Was war das Motiv des Täters? Was bezweckte der Ingenieur mit seiner Tat?

3. Halten Sie diese Strafe für angemessen?

4. Ein achtjäriger Streit wegen der Nebenkosten – wo könnte da der Haken liegen?

5. Was versteht man unter dem Ausdruck "Justizopfer"?

6. Wie würde das Urteil in einem anderen Staat lauten, beim gleichen Tatbestand?




Stimmt es, dass man Land auf dem Mond kaufen kann?

Wem gehört der Mond? Der Kauf eines Grundstückes ist zumindest in Deutschland derzeit rechtlich so kompliziert, dass Notare mehrseitige Verträge aufsetzen und selbst in einfachen Fällen eine Stunde zur Erläuterung brauchen. Selbst nach dem Vertrag dauert das Verfahren mit Auflassung, Vermessung, Eintrag ins Grundbuch usw. noch sehr lange. Um so verwunderlicher mag es scheinen, dass mehrere Firmen im Internet den Kauf von Mond-Grundstücken anbieten, und zwar in einem ganz einfachen Verfahren.

Die Ausweisung von Privatgrundstücken auf dem Mond hat mehrfach Schlagzeilen gemacht. Es begann damit, dass ein US-Amerikaner namens Dennis Hope im so genannten Outer Space Treaty von 1967, einen internationalen Vertrag, der bei der UNO geschlossen wurde, eine rechtliche Lücke entdeckte. Der Vertrag verbietet es allen Regierungen der Welt, außerirdische Grundstücke als ihren Besitz zu beanspruchen. Privatpersonen und Firmen werden in diesem Vertrag aber nicht erwähnt, Das machte sich Hope zu Nutze. 1980 meldete er beim Grundbuchamt in San Francisco den Mond als sein Privatgrundstück an. Nach US-Recht ist dies bis heute bei Grundstücken ohne Besitzer möglich. Wird dann zehn Jahre lang kein Widerspruch erhoben, gilt die Anmeldung als rechtswirksam.

Um sicher zu gehen, informierte Hope sogar die Regierungen der USA und der UdSSR. Aber auch von dort erfolgte kein Widerspruch. Auch ein UNO-Vertrag von 1984, der Privatpersonen und Firmen den Besitz außerirdischer Grundstücke verbietet, änderte nichts an der Rechtslage, weil er praktisch von keinem Land offiziell anerkannt, ratifiziert wurde. 1990 begann Hope dann, "sein" Land auf dem Mond weiter zu verkaufen. 1.000 Quadratmeter kosten heute knapp 30 Euro.

Trotz all der juristischen Spitzfindigkeiten: Der Kauf eines Grundstückes auf dem Mond ist nichts weiter als ein Witz. Um den Besitz an Grundstücken außerhalb der Erde rechtlich wirksam zu dokumentieren, bedürfte es einer Rechtsgrundlage und – in diesem Fall – eines zuständigen Grundbuchamtes (denn das ist auch nicht San Francisco). Die Firmen, die solche Grundstücke verkaufen, verweisen in ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen auch darauf, dass kein rechtswirksamer Besitzanspruch besteht. Der Mond ist glücklicherweise noch ein Gebiet, dass sich der menschlichen Regulierungswut entzieht. Er gehört niemandem und damit uns allen.

www.mdr.de     MDR 1 RADIO THÜRINGEN  
	Glossar

das Grundstück - ein Stück Land, dessen Lage und Größe genau festgelegt ist und das jemandem gehört

der Notar - ein Jurist, der beruflich bestätigt (beglaubigt), dass Dokumente echt sind, der Testamente ausarbeitet usw

einen Vertrag aufsetzen – e. V. nach bestimmten Regeln schriftlich formulieren

die Erläuterung - nähere Erklärung

die Auflassung - Übereignung eines Grundstücks, z.B. vor einem Notar

vermessen* - genau feststellen, wie groß etwas (besonders ein Stück Land) ist

das Grundbuch - ein amtliches Verzeichnis, in dem alle Grundstücke eines bestimmten Gebiets und deren Besitzer eingetragen werden

verwunderlich - so, dass man sich darüber wundert ≈ seltsam, erstaunlich

ausweisen* - durch eine Planung einen bestimmten Zweck oder eine Nutzung festlegen

Schlagzeilen machen - so viel Aufsehen (Aufmerksamkeit) erregen, dass die Presse viel über sie berichtet

die Lücke - eine Stelle, an der etwas fehlt, das dort sein sollte

außerirdisch - außerhalb der Erde, z.B. auf einem anderen Planeten


	beanspruchen - etwas fordern, auf das man ein Recht hat oder zu haben glaubt 

erwähnen – etwas nennen, kurz von etw. sprechen oder schreiben

sich etw. zu Nutze machen - etwas benutzen

das Grundbuchamt - Abteilung eines Amtsgerichts (auch einer Gemeindebehörde), die das Grundbuch führt

anmelden – etwas registrieren, bei einer zuständigen Stelle (Behörde, Institution o. Ä.) eintragen lassen

ratifizieren - als gesetzgebende Institution einen völkerrechtlichen Vertrag in Kraft setzen, bestätigen

die Spitzfindigkeiten (Pl.) – viele (möglicherweise unwichtige) Details

zuständig - berechtigt, bestimmte Entscheidungen zu treffen

j-n auf Akk. verweisen* - jemanden auf etwas aufmerksam machen

rechtswirksam – etwas, was Rechtskraft hat

die Regulierungswut – starker Wunsch, alles Mögliche zu regulieren

sich j-m/etw. entziehen – sich von j-m oder etw. fern halten

Fragen

1. Würden Sie sich ein Grundstück auf dem Mond kaufen?

2. Was kann man mit so einem Besitz anfangen (machen)?

3. Sollte man neue völkerrechtliche Normen erarbeiten, die rechtskräftigen Kauf von a.i. Grundstücken ermöglichten?


Sealand: Das kleinste Fürstentum Europas 

Angebot für Möchtegern-Monarchen: seit Anfang Januar 2007 steht die Insel Sealand zum Verkauf. 47 Meter lang und 13 Meter breit ist das "Fürstentum" vor der britischen Südküste, das einst als Militärstützpunkt diente.

London - Klein, hässlich, aber mein. Wem das als Eigentümermotto genügt, kann sich jetzt - das erforderliche Bankguthaben vorausgesetzt - um den Erwerb des "kleinsten Staates" der Welt bewerben: Mindestens 504 Millionen Britische Pfund werden für eine künstliche Insel in der Nordsee samt Titel "Fürst von Sealand" verlangt.

Möchtegern-Monarchen und Schlechtwetter-Liebhaber sind aufgerufen, diesen Preis für das nur 47 Meter lange und 13 Meter breite "Fürstentum" zu bezahlen, einschließlich einiger Unterkünfte und Büroräume, eines Dieselgenerators und einer Mini-Kirche. Ursprünglich wurde die Insel aus Betonpfählern und Stahl als Militärplattform gebaut. Damals hieß sie noch Roughs Tower und diente Großbritannien im Zweiten Weltkrieg zur Luftabwehr gegen die Deutschen.

Sealand liegt nur elf Kilometer vor der britischen Südostküste. Damit befand sich die Insel auf Stelzen bei ihrer Schaffung außerhalb der britischen Hoheitsgewässer. Das nutzte der englische Ex-Major Paddy Roy Bates. Er zog 1967 mit seiner Familie auf die nicht mehr genutzte Insel, taufte sie Sealand, erklärte sie zu seinem eigenen Staat und nannte sich Fürst Roy. Fertig war das Reich.

Auch wenn das britische Königshaus Sealand nie als unabhängigen Staat anerkannte, hat die Insel seit den 70er Jahren eine eigene Flagge, Briefmarken und sogar eine eigene Währung - den Sealand Dollar. Zudem wurden Reisepässe ausgestellt, die zeitweise sehr begehrt waren.

Besonders in den 90er Jahren boomte der Schwarzhandel mit den Inselpässen. Doch bald wurde klar, dass sie - wenn die Sache auffiel - an keiner Grenze der Welt anerkannt wurden. Mehrfach gelang es aber Inhabern von Sealand-Pässen, damit in verschiedenen Ländern Bankkonten zu eröffnen.

Heute lebt die Insel vor allem von der Internet-Industrie und lockt zudem mit steuerlichen Vergünstigungen. 

Rechtliche Lage

Roy von Sealand erklärte die Souveränität als einseitige Unabhängigkeitserklärung und beauftragte später die Sealand State Corporation mit der Entwicklung des Landes. Im Jahr 1995 führte Fürst Roy eine Verfassung mit Präambel und sieben Artikeln ein, die die Unabhängigkeit des Staates bestätigen, die konstitutionelle Monarchie festschreiben, legislative und judikative Strukturen einführt, Waffen verbietet (mit Ausnahme der Wachen) und die Thronfolge regelt.

Der Anspruch Sealands, de facto und de jure als eigener Staat anerkannt zu werden, wurde wiederholt von Rechtswissenschaftlern analysiert. Ein Ergebnis ist, dass die Bedingungen der Konvention von Montevideo erfüllt sein müssen: ein definiertes Staatsgebiet, dauerhafte Bevölkerung, eine eigene Regierung und die Möglichkeit, in Beziehungen mit anderen Staaten einzutreten. Teilweise wird behauptet, dass diese Kriterien von Sealand erfüllt werden, obwohl die permanente Bevölkerung sehr klein sei (etwa 10 Menschen). Nach der herrschenden Meinung fehlt es sowohl an einem Staatsgebiet, da die Plattform kein Teil der Erdoberfläche ist, als auch an einem Staatsvolk, dessen Mitglieder eine „Schicksalsgemeinschaft“ bilden und eine dauerhafte und in der Regel ausschließliche Verbundenheit zu ihrem Staat haben. Ein weiteres rechtliches Argument ist, dass ein Staat erst durch die Anerkennung durch andere Staaten zum Staat werde.

        www.manager-magazin.de und http://lexikon.calsky.com
Glossar

	das Fürstentum - ein Land, das von einem Fürsten regiert wird: das Fürstentum Monaco

der Eigentümer – j-d, dem eine Sache als Eigentum (n.) gehört

das Motto ≈ die Devise, der Wahlspruch

der Militärstützpunkt - Stützpunkt der Streitkräfte eines Staates [in einem anderen Land]

das Bankguthaben - die Summe Geld, die man 

auf dem Bankkonto hat

sich um etw. Akk. bewerben – hier: versuchen, etw zu bekommen

der Erwerb ≈ der Kauf

die Unterkunft – ein Raum, wo man als Gast für kurze Zeit wohnen kann

ursprünglich - wie es zuerst, am Anfang war

der Betonpfahl - ein (dicker) Stab aus Beton, den man mit einem Ende in die Erde schlägt

die Stelze – Pl.: Stangen mit Stützen, auf denen man gehen kann

das Hoheitsgewässer – der obersten Staatsgewalt eines Staates unterstehendes Binnengewässer od. Meeresgebiet in einer estgesetzten Breite entlang der Küste des Landes
	etw. ist begehrt – man will es haben

die Vergünstigung - finanzieller Vorteil

locken ≈ anziehen

beauftragen – j-m den Auftrag (die Aufgabe) geben, etwas für einen zu tun

die Thronfolge - die Reihenfolge der Personen, die Anspruch auf den Thron haben

das Schicksal - von einer höheren Macht über j-n Verhängtes, ohne sichtliches menschliches Zutun sich Ereignendes, was j-s Leben entscheidend bestimmt

die Schicksalsgemeinschaft - Gemeinschaft von Menschen, die das gleiche Schicksal verbindet

Fragen zum Nachdenken:

1. Sind Sie jemals auf den Gedanken gekommen, ihren eigenen Staat zu gründen?

2. Ein Staat mit künstlich hergestellter Oberfläche als ihrem Territorium – wäre es möglich?

3. Was ist Sealand – Staat oder Illusion?


Versager in Nadelstreifenanzügen? Nein, Betrüger

Sie nennen sich Banker ['bæŋkə] und sind in Wahrheit üble Zocker. Die gierige Crash-Clique ['klikə] muss auch strafrechtlich belangt werden.




Banker verzockten Milliarden

Stellen Sie sich mal folgende Situation vor: Ein Zockerladen, in dem man auf den Ausgang von Fußballspielen oder Pferderennen setzen kann, geht Pleite. Die Wettgewinne der Kunden können nicht mehr ausgezahlt werden. Es ist einfach kein Geld mehr da. Der Chef des Wettbüros schreit daraufhin nach staatlicher Unterstützung. Er fordert: Mithilfe von Steuergeldern soll seine zwielichtige Bude gerettet werden.

Eigentlich unvorstellbar. Aber das, was sich derzeit jenseits des Atlantiks abspielt, läuft ungefähr nach diesem Muster ab. Die wagehalsigen Zocker nennen sich lediglich Banker. Einige Manager von US-Finanzinstituten, deren Namen bis vor kurzem so unglaublich seriös klangen, haben gezockt wie bei einer dieser Pokerrunden in verrauchten Hinterzimmern, die wir aus verschiedenen Mafiafilmen kennen. Ihre Einsätze waren hoch, das Risiko ebenso. Nur für den Verlust, der sich in schwindelerregenden Milliarden-Summen bewegt, wollen sie nicht geradestehen. 

Schmerzhafter Blick ins Aktiendepot
Das erledigen jetzt zu einem großen Teil der Staat und der US-Steuerzahler. Aber damit nicht genug: Die riskanten Geschäfte der Amis mit Immobilienkrediten, die von vielen Hauskäufern niemals zurückgezahlt werden konnten, treffen uns alle. Weil US-Bürger Häuser kaufen durften, die sie sich eigentlich nicht leisten konnten, und die Banken mit den zweifelhaften Krediten einen mehr als fragwürdigen Handel trieben, stecken auch wir jetzt in Schwierigkeiten. Angesichts der Börsenkurven schmerzt derzeit der Blick ins private Aktiendepot. Die globalen Folgen sind momentan noch gar nicht absehbar.

In den Zeitungen lesen wir derzeit viel von fehlenden Kontrollen und hohen Abschreibungen bei den betroffenen Geldhäusern. Ich vermisse dabei allerdings die klare Botschaft: Hier waren nicht nur Versager in Nadelstreifen am Werk. Meiner Meinung nach waren darunter auch nicht wenige Kriminelle.

Wer ist verantwortlich?
Der monetäre Schaden, den sie angerichtet haben, erreicht mittlerweile Summen, die unsere Vorstellungskraft sprengen. Aber ich habe nirgendwo gelesen, dass einer dieser Mega-Zocker und Geldvernichter verhört oder gar verhaftet worden ist. Gibt es denn bei diesem Milliarden-Desaster niemanden, der dafür verantwortlich ist? 

Die US-Bundespolizei FBI hat nun erste Ermittlungen gegen diverse Finanzriesen wegen Betrugsverdachtes eingeleitet. Man kann dabei nur hoffen, dass die Verantwortlichen für ihr vermutlich kriminelles Treiben irgendwann zur Rechenschaft gezogen werden. 

von Kayhan Özgenc www.focus.de 

Glossar

	versagen - die erwartete Leistung nicht bringen, an etw. scheitern

Nadelstreifen, Pl. - die vielen dünnen, senkrechten, weißen Linien auf einem dunklen Stoff für Anzüge

der Zocker – Glücksspieler (wer Karten,Würfelspiele usw. spielt)

der Crash – engl., hier: Zusammenbruch, m.

belangen - dafür sorgen, dass jemand für etwas bestraft wird

die Wette - Abmachung zwischen zwei Personen, nach der derjenige, der mit seiner Behauptung Recht behält, vom anderen etw. (z. B. Geld) bekommt – hierzu auch: wetten
(etwas) (auf jemanden/etwas) setzen - um Geld wetten, dass z.B. ein bestimmtes Pferd bei einem Rennen oder eine bestimmte Zahl bei einem Roulettespiel gewinnt

zwielichtig - so, dass sie mit illegalen Geschäften o.Ä. in Verbindung gebracht werden

die Bude ( Kiosk, m.

wagehalsig - sehr mutig, aber dabei auch leichtsinnig

der Einsatz – hier: das Geld, um das man spielt

schwindelerregend – unglaublich

das Depot - die Abteilung einer Bank, in der die Wertpapiere aufbewahrt und verwaltet werden
	erledigen - etwas tun, das man tun soll

der Blick schmerzt – die Situation mach traurig

abschreiben – einen Betrag, eine Summe von einem Bankkonto abziehen, nehmen

sprengen - durch eine Explosion zerstören

verhören - als Polizist einem Verdächtigen Fragen stellen, um ein Verbrechen zu klären

das Desaster - ein großes Unglück

die Ermittlung - polizeiliche Untersuchung

das Treiben – hier: nicht ganz legale Handlungen

die Rechenschaft - ein Bericht o.Ä. darüber, warum man etwas getan hat

zur Rechenschaft ziehen - jemanden dazu zwingen, Rechenschaft ↑ zu geben und die Folgen dafür zu tragen

Fragen:

1. Wer trägt gewöhnlich Nadelstreifenanzüge?

2. Wem nützt die Tätigkeit der Zockerläden? 

3. Teilen Sie die Meinung des FOCUS-Korrespondenten?

4. Worin sehen Sie die Aufgabe der Banken in einem zivilisierten / harmonisch entwickelten Staat?


Die Defizite entwickeln sich

Bildungstreppe abwärts: Einwandererkinder der zweiten Generation haben zum Teil schlechtere Deutschkenntnisse und mehr Schulprobleme als die Generation vor ihnen.

Außenseiter: Auswandererkinder der zweiten Generation können sich schwer integrieren. Beim dritten Integrationsgipfel am Donnerstag in Berlin prüfen die Beteiligten – Bundeskanzlerin Angela Merkel, Vertreter von Bund, Ländern und Gemeinden, Organisationen und Migrantenverbände – , inwieweit die rund 400 Selbstverpflichtungen zur besseren Integration von Zuwanderern bereits umgesetzt sind. Doch egal, wie die Erklärungen ausfallen: Auf die Bildungskarrieren von Einwandererkindern haben sich die Maßnahmen bislang nicht positiv ausgewirkt. 

„Vererbte Sprachproblematik“
Dass Kinder, die mit ihren Eltern aus dem Ausland nach Deutschland einwandern, Sprachschwierigkeiten haben, wundert nicht. Alarmierend ist allerdings, dass schulische Probleme in der zweiten Einwanderergeneration offenbar nicht ab-, sondern zunehmen. 

Der Bundesvorsitzende der Türkischen Gemeinde, Kenan Kolat, klagte im Vorfeld des Integrationsgipfels, dass einige Kinder der dritten Einwanderergeneration schlechter Deutsch sprächen als die Generation vor ihnen. Aber auch in Mathe haben im Inland geborene Kinder von Migranten mehr Probleme als neu eingewanderte Schüler. Dem OECD-Bericht 2007 zufolge wiesen 30 Prozent der Jugendlichen mit Migrationshintergrund große Mathe-Defizite auf; bei Schülern der zweiten Generation stieg die Quote auf erschreckende 46,8 Prozent. 
Auch Eltern in die Pflicht nehmen

Der Grund: Wenn Kinder und Jugendliche weder die Muttersprache noch die deutsche Sprache richtig beherrschen, potenzieren sich die Schulprobleme in nahezu allen Fächern. Über Gegenmaßnahmen wird flächendeckend nachgedacht: Beim Bildungsgipfel in Dresden sprach man u. a. von bundesweiten Spracheingangstests, intensivierter Frühförderung und gezielter Unterstützung für schwache Schüler. Lehrerverbände fordern mehr Pädagogen mit Migrationshintergrund, die sich besser in die Situation der Schüler mit Sprachdefiziten hineinversetzen können. Andere Gruppen betrachten Islamunterricht in deutscher Sprache als integrative Maßnahme.

Entscheidend für die Bildungschancen der jungen Ausländer sei aber auch, „ob zu Hause Deutsch gesprochen wird und wie Eltern ihre Kinder unterstützen“, mahnte die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung, Maria Böhmer, im Zusammenhang mit dem Ausländerbericht 2008. Ob die Botschaft ankommt?

Mehr als eine Sprachbarriere

Das Ganze ist ein Teufelskreis, dem mit Einzelmaßnahmen nur schwer beizukommen ist: Sprachdefizite wirken ausgrenzend, und Ausgrenzung schafft neue – auch emotionale – Widerstände gegen die deutsche Sprache und Kultur.

Diesem Phänomen ist derzeit auch das Institut für Deutsche Sprache Mannheim auf der Spur. Sprachwissenschaftler und Sozialpsychologen widmen sich der Fragestellung: Welche Einstellungen und Gefühle hegt die in Deutschland lebende Bevölkerung – Deutsche wie Migranten – gegenüber der deutschen Sprache? Bleibt zu hoffen, dass am Ende nicht nur Statistiken, sondern auch tragfähige Konzepte herauskommen.

Von FOCUS-SCHULE-Redakteurin Andrea Hennis






 

	Glossar
der Außerseiter – j-d, der sich nicht an die Normen einer Gruppe oder Gesellschaft anpasst und deshalb nicht in sie integriert ist
die Selbstverpflichtung – eine Verpflichtung, die man sich selbst gegenüber eingeht
der Gipfel – hier: Verhandlungen zweier oder mehrerer Regierungen auf höchster Ebene ≈ die Gipfelkonferenz
umsetzen - etwas anwenden oder verwirklichen
sich (irgendwie) auf etw. (Akk) auswirken - eine bestimmte Wirkung, einen Effekt auf jemanden/etwas haben
abnehmen - an Größe, Umfang, Substanz, Stärke o. Ä. verlieren ↔ zunehmen (an Größe usw. gewinnen)
sich potenzieren – größer, stärker werden, zunehmen flächendeckend - ein bestimmtes Gebiet, einen Bereich vollständig erfassend

	die Frühförderung – pädagogische u. a. Maßnahmen (insbesondere in den ersten Lebensjahren) für Kinder, die spezifische Probleme beim Lernen haben

der Teufelskreis - eine ausweglose Situation, die durch eine Folge von negativen Faktoren oder Ereignissen entsteht, wobei immer eines die Ursache des anderen ist: Wir müssen diesen Teufelskreis durchbrechen
erw. (Dat) auf der Spur sein - aufgrund sicherer Anhaltspunkte, Hinweise sich bemühen, eine Sache zu erforschen, aufzudecken
Fragen zum Text:

1. Wie verstehen Sie den Ausdruck  „vererbte Sprachproblematik“? Wer hat wem und was vererbt?

2. Schlagen Sie vor, wie man den obengenannten Teufelskreis durchbrechen könnte.

3. Ist es realisierbar, dass man in seiner Familie eine Fremdsprache spricht?


A. Deutsche Pharmafirma soll Vioxx-Opfer entschädigen

Auf die deutsche Pharmafirma MSD Sharp & Dohme wächst der Druck, die Opfer des Schmerzmittels Vioxx zu entschädigen.

In Deutschland hatten rund 7000 Patienten nach der Einnahme von Vioxx zum Teil schwere gesundheitliche Schäden wie Schlaganfall und Herzinfarkt erlitten.

Anders als die amerikanische Konzernmutter Merck, die nach einem Vergleich US-Opfer mit rund fünf Milliarden Dollar entschädigen will, verweigert MSD bislang jegliche Zahlung. Das Münchner Oberlandesgericht lehnte jetzt zwar den Anspruch einer Klägerin ab, fordert aber eine "vergleichbare Vereinbarung" wie in den USA. Denn die Strategie, in Deutschland alle Fälle einzeln zu bearbeiten, belaste "die Ressourcen aller Parteien einschließlich der Rechtsschutzversicherungen … wie auch der Gerichte über Gebühr".

Zudem hat das Bonner Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte jüngst in einer "Auskunft über unerwünschte Arzneimittelwirkungen" für die Münchner Staatsanwaltschaft Vioxx erstmals negativ beurteilt: das "Nutzen-Schaden-Verhältnis" des Vioxx-Wirkstoffes sei als "ungünstig" anzusehen. Der Berliner Rechtsanwalt Andreas Schulz, der rund 800 Vioxx-Opfer vertritt, hatte MSD-Verantwortliche wegen des Verdachts der Körperverletzung angezeigt.       /DER SPIEGEL 48/2008/

B. Lust am Schmerz 

Sie schlagen, zocken Mitschüler ab oder terrorisieren ihre Lehrer: Nach Schätzungen haben etwa fünf Prozent aller Jugendlichen eine Störung des Sozialverhaltens. Wie Wissenschaftler von der University of Chicago jetzt herausfanden, steht diese Auffälligkeit möglicherweise in Zusammenhang mit neuronalen Veränderungen des Gehirns. Gewalttätige Jugendliche empfänden regelrechte Glücksgefühle, wenn sie anderen Menschen Schmerzen zufügten, erläuterte Benjamin Lahey, einer der Autoren der Studie. Die Forscher hatten Jungen im Alter zwischen 16 und 18 Jahren Fotos von Menschen gezeigt, die Schmerzen empfinden, und dabei ihre Hirnaktivität im Kernspintomografen gemessen. Während gewöhnliche Teenager darauf mit Abneigung reagieren, fehlten den aggressiven Jungen diese Gefühle. "Sie waren nicht nur gleichgültig gegenüber den Schmerzen anderer, möglicherweise hat ihnen die Darstellung sogar gefallen", sagte Lahey. Die gezeigten Bilder hatten ihr Belohnungszentrum im Gehirn stimuliert. Zwar sagt die neuronale Aktivität nichts über die Ursachen der Verhaltensstörung aus, das Verfahren jedoch könnte helfen, psychische Störungen bei Jugendlichen frühzeitig zu erkennen.             

                                                                         DER SPIEGEL 
	Glossar
a. entschädigen j-n für etw. - jemandem meist Geld geben, um einen Schaden wieder gutzumachen 

der Druck (hier) - eine psychische Belastung oder ein starker Einfluss, die jemanden meist zu etwas drängen oder zwingen

einen Anspruch ablehnen – j-s Forderungen nicht erfüllen

eine Zahlung verweigern – nicht zahlen

das Oberlandesgericht - oberes Gericht der Länder in der Bundesrepublik Deutschland

die Rechtsschutzversicherung - eine Versicherung, die die Kosten für Gericht, Rechtsanwalt usw zahlt, wenn jemand eine (Gerichts)Verhandlung hat

... über Gebühr ... - mehr als nötig oder angemessen
 jüngst - vor kurzer Zeit (veraltend)

anzeigen j-n wegen etw. (Gen.) - einer Behörde (meist der Polizei) mitteilen, dass jemand eine Straftat begangen hat
	b. neuronal - aus Neuronen bestehend, zu ihnen gehörend

die Auffälligkeit– ein Benehmen,das auffällt,außergewöhnlich ist

gewalttätig - so, dass man dazu neigt, körperliche Gewalt anzuwenden ≈ brutal

regelrecht – wirklich, tatsächlich

die Verhaltensstörung – ein Fehler im sozialen Verhalten (≈Benehmen) eines Menschen
Fragen zu den Texten:
1. Welchen Einfluss haben Medikamente auf die Gesundheit des Menschen? 
2. Die Rolle der Pharmaindustrie in der modernen Gesellschaft.

3. Was versteht man unter den Störungen des Sozialverhaltens? 


Mutter bringt Sohn um und wird freigesprochen

Sie hat sich aufopferungsvoll um ihn gekümmert. Dann sollte der behinderte Sohn ins Heim, auch ihr Freund verließ die Frau. Sie sah keinen anderen Ausweg als den Suizid. Aber ihr Kind wollte sie nicht alleine zurück lassen.
Er war ihr «Ein und Alles» und doch schnitt sie ihm die Pulsadern auf. Eine Mutter, die ihren schwerstbehinderten Sohn umgebracht hat, ist am Montag vom Berliner Landgericht freigesprochen worden. Das Gericht kam zu dem Schluss, dass die 61-Jährige aufgrund schwerer Depressionen schuldunfähig war. Sie hatte versucht, sich das Leben zu nehmen. Zuvor tötete sie ihren von Geburt an behinderten Sohn. Der 26-Jährige sollte nicht ohne sie zurück bleiben. Das Gericht verwarf mit dem Urteil den Vorwurf des Totschlags. 

Die 61-Jährige hatte laut Urteil keinen anderen Ausweg gesehen als einen Suizid, befand das Gericht. Bis zu der Tat habe sie sich aufopferungsvoll um ihren Sohn gekümmert. Er war durch einen von der Klinik verschuldeten Geburtsfehler stumm und konnte nicht ohne Hilfe essen. Oft habe sie nächtelang nicht geschlafen, die Grenze zur Erschöpfung erreicht. 

Behörden hatten der Frau nahegelegt, den Sohn in ein Heim zu geben. Sie aber habe Angst gehabt, dass ihr Kind nicht gut betreut würde. Zugleich befürchtete sie, dadurch ihren Lebensinhalt zu verlieren. Außerdem hatte sich ihr Freund von ihr getrennt. Der drohende Verlust beider Menschen verstärkte die Depressionen, argumentierte die Richterin. 

«Größte Strafe, dass er nicht mehr da ist» 

In einem Abschiedsbrief hatte die alleinerziehende Mutter geschrieben, sie wolle keine Last sein. Dann gab sie ihrem Sohn in ihrer Wohnung einen Tabletten-Cocktail und schnitt seine Pulsadern auf. «Es ist die größte Strafe, dass er nicht mehr da ist», sagte die 61-Jährige in ihrem Schlusswort vor Gericht. 

Ihr Ehemann hatte die Angeklagte schon bald nach der Geburt des Kindes verlassen. Von der Familie gab es keine Unterstützung. Schon damals war die Frau überfordert. 1984 versuchte sie erstmals, sich das Leben zu nehmen. Nach der Tötung ihres Sohnes kam die Frau für mehrere Wochen in eine Klinik. Sie wird weiterhin ärztlich betreut. Inzwischen ist sie wieder mit ihrem früheren Freund zusammen.

	Glossar

umbringen – töten

· der Mord - im Strafrecht der Bundesrepublik Deutschland im Unterschied zum Totschlag die vorsätzliche Tötung eines Menschen, die hinsichtlich Tatmotiv, Tatausführung und Tatzweck durch besondere Merkmale gekennzeichnet ist. Nach § 211 StGB ist Mörder, wer aus Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechtstriebs (Lustmord), aus Habgier oder sonstigen niedrigen Beweggründen ... heimtückisch oder grausam oder mit gemeingefährlichen Mitteln oder um eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken, einen Menschen tötet. / aus der Brockhaus Enzyklopädie 2002, wie auch folgendes -
· der Totschlag - die vorsätzliche Tötung eines Menschen ohne die strafschärfenden Merkmale des Mordes ( (§ 212 StGB).

sich für j-n/etw. aufopfern - sein Leben ganz in den Dienst einer Person/Sache stellen

ihr Freund (hier) ( ihr Lebenspartner

der Suizid – der Selbstmord

schwerstbehindert -in schwerster Weise körperlich und geistig behindert (krank) > schwerbehindert

das Landgericht - für Zivil- u. Strafsachen
	zuständiges Gericht, das dem Amtsgericht übergeordnet ist

freisprechen - in einem Urteil erklären, dass aufgrund von Untersuchungen und Befragungen von Zeugen jemand als nicht schuldig giltschuldunfähig - nicht fähig, im Sinne des Gesetzes das Unrecht einer Tat zu erkennen

das Schlusswort (hier) - abschließende Äußerung des Angeklagten im Gerichtsverfahren

das Urteil - der den Prozess entscheidende Richterspruch

die Erschöpfung - ein Zustand sehr großer körperlicher oder geistiger Müdigkeit

j-m etw. nahelegen – vorschlagen, empfehlen, raten

j-n betreuen - auf j-n aufpassen und für ihn sorgen

der Lebensinhalt - das Wichtigste im Leben

j-n überfordern – zu viel von j-m verlangen

 Fragen zum Text:

1. Was bedeutet "schwerstbehindert"? Woran litt der Sohn der 61-jährigen Frau?

2. Warum dachte die Frau an Selbstmord? War das wirklich der letzte Ausweg?

3. Halten Sie den Freispruch der Frau für berechtigt? Welche Entscheidung würden Sie anstelle des Richters treffen? (Schlüsselbegriffe: gerechtes Urteil, ein Urteil fällen, eine angemessene Strafe dafür...)




Russland: Umweltschützer fordern Stopp der Wilderei 

Nach einem spektakulären Jagdunfall fordern russische Umweltschützer eine schärfere Gangart gegen Wilderer. Präsident Medwedjew solle ein Machtwort sprechen, meinen die russischen "Grünen".

 Das hatte für Schlagzeilen gesorgt: Anfang dieses Jahres war im Altaigebirge ein Hubschrauber abgestürzt. An Bord waren mehrere hochrangige Beamte. Sie hatten von dem Helikopter aus illegal Jagd auf Tiere gemacht, die auf der roten Liste gefährdeter Arten stehen. Vor Ort hatten empörte Bürger auf einer Demonstration ein schärferes Vorgehen gegen die Wilderei gefordert. Denn die ist in der Gegend weit verbreitet. 

"Wir trauern, und unser Beileid gilt den Angehörigen der Todesopfer. Doch gleichzeitig sind wir tief empört und verlangen, dass diejenigen, die diese Wildereien veranstalten, bestraft werden. Wir wollen auch, dass dies aus rechtlicher und moralischer Sicht bewertet wird", erklärte nun auf einer Pressekonferenz in Moskau Akaj Kynyjew, ein Aktivist der Protestbewegung gegen die Wilderei.

Wilderei hat lange Tradition

Dass sich sogar hochrangige Staatsvertreter an solchen zweifelhaften Aktivitäten beteiligen, reiche zurück in Sowjetzeiten, erläutert Igor Tschestin, Direktor der russischen Abteilung des World Wide Fund For Nature (WWF). Er erinnerte daran, dass es zu Sowjetzeiten Datschen in Naturschutzgebieten gegeben habe, die Regierungsmitgliedern als Jagdhaus gedient hätten.

Auch das sei nicht neu: Anfang der 90er Jahre seien seltene Tiere in Naturschutzgebieten des Kaukasus ebenfalls vom Hubschrauber aus von Angehörigen der Sicherheitsbehörden gejagt worden. Zur Mitte der 90er Jahre sei die Beutejagd auf Bären regelrecht in Mode gewesen. "Heute kommt dies alles wieder. Wir bekommen von Zeit zu Zeit die Nachricht, dass Schneeleoparden und sogar die im Fernern Osten sehr seltenen Tiger von hochrangigen Beamten aus Moskau getötet werden", so Tschestin.

Präsident soll Stellung beziehen

Es sei praktisch unmöglich, Wilderei nachzuweisen, wenn an ihr Vertreter der politischen Elite des Landes beteiligt seien, erklärte Tschestin. Sogar nach dem Absturz im Altai hätten die Behörden vor Ort versucht, Spuren zu verwischen. Die Unglücksstelle durften Mitarbeiter des Katastrophenschutzes zwei Tage lang nicht betreten.

Neben einer strafrechtlichen Verfolgung der Wilderei müsse man erreichen, dass der Präsident persönlich zu dieser Frage Stellung beziehe. Tschestin meint, nur eine offizielle Erklärung des russischen Präsidenten Medwedjew könne die Wilderei wirksam bekämpfen. "Für uns wäre es ein Lackmustest dafür, wie ernst er es mit seinen zahlreichen Erklärungen zur Korruptionsbekämpfung meint", sagte Tschestin.

Aber der Präsident schweigt dazu. Aleksej Jablokow von den "Grünen Russlands" meint, das Schweigen sei auch eine Antwort: "Wenn er zum Tod eines seiner engsten Mitarbeiter schweigt, dann ist das ein Zeichen. Das heißt: Jungs, macht weiter so, wir werden euch nicht bestrafen."

Ältestenräte beschließen Jagd-Stopp

Die Menschen im Altaigebirge haben sich entschieden, die Wilderei zu bekämpfen, ohne Beschlüsse aus Moskau abzuwarten. Der Vertreter der Protestbewegung aus Altai, Kynyjew, berichtete, die Ältestenräte vor Ort hätten sich darauf geeinigt, für mehrere Jahre die Jagd auszusetzen. Auch in vielen Dörfern und Bezirken seien entsprechende Beschlüsse gefasst worden. "In einem Fall sind es fünf und in einem anderen sogar zehn Jahre, weil die Menschen sehen, wie die natürlichen Ressourcen des Altai vernichtet werden", unterstrich Kynyjew.

von www.dw-world.de
Glossar:

	Grüne – verschiedene Parteien mit ökologischer Ausrichtung
wildern - ohne Erlaubnis jagen, hinzu auch: Wilderer, Wilderei

spektakulär - großes Aufsehen erregend, sensationell

schärfere Gangart – schärfere Maßnahmen gegen j-n

ein Machtwort sprechen - etwas endgültig, definitiv entscheiden, weil man die nötige Autorität oder Macht dazu hat

hochrangig - mit einem hohen Rang, Status 

regelrecht – hier: wirklich Spuren verwischen – etw. tun, damit Spuren nicht mehr zu sehen sind

Stellung nehmen, beziehen - in Bezug auf jemanden/etwas seine (positive/negative) Meinung sagen
	etw. aussetzen - eine Pause in etw. machen

der Beschluss – hier: Entscheidung einer Institution

Beschluss fassen – entscheiden

Fragen zum Text:

1. Zu welchem Zweck benutzten die Beamten den Hubschrauber?

2. Wogegen protestierten die Beteiligten der Protestaktion?

3. Welche Maßnahmen ergriffen lokale Verwaltungsorgane in Altai?

4. Wofür steht die Bezeichnung "Grüne" in der Politik? Kennen Sie auch andere „politische Farben“?


Schwerstabhängige bekommen Heroin auf Rezept

Unter staatlicher Aufsicht darf schwer Suchtkranken künftig synthetisches Heroin verabreicht werden. Nach jahrelanger Debatte beschloss der Bundestag die Therapie mit überraschender Mehrheit.




In namentlicher Abstimmung votierten in zweiter Lesung 349 von 550 Abgeordneten für einen entsprechenden fraktionsübergreifenden Gesetzentwurf. Anschließend wurde das Votum in der dritten Lesung ohne namentliche Stimmabgabe bestätigt. Das Gesetz sieht vor, die Behandlung mit synthetischem Heroin – sogenanntem Diamorphin – in die Regelversorgung der gesetzlichen Krankenversicherung aufzunehmen. Den Antrag hatten SPD, FDP, Linke und Grüne gemeinsam gestellt. Eine Gruppe Unionsabgeordneter fand keine Mehrheit für ihren Antrag, die Diamorphinabgabe vorerst nur als Modellversuch fortzuführen. Bereits von 2002 bis 2006 war die Diamorphin-Behandlung in sieben Städten erprobt und seitdem vielerorts verlängert worden. 

Dem beschlossenen Gesetz zufolge soll Diamorphin künftig nicht mehr als illegale Droge eingestuft, sondern als verschreibungsfähiges Betäubungsmittel zugelassen werden. Es wird aus Morphin unter Hinzufügung von Essigsäurestoffen und anderen Chemikalien hergestellt.

Nur bei schwerstabhängigen Opiatsüchtigen

Die Behandlung mit dem synthetischen Heroin soll nur bei schwerstabhängigen Opiatsüchtigen angewendet werden, die nach herkömmlichen Methoden wie der Methadon-Substitution nicht therapierbar sind. Sie soll ausschließlich bei Patienten im Alter ab 23 Jahren in Betracht kommen, die seit mindestens fünf Jahren abhängig sind und bereits zwei erfolglose Therapien hinter sich haben.

Auch soll die Diamorphinbehandlung auf Einrichtungen beschränkt sein, die bestimmte personelle Vorgaben erfüllen und den Behörden ein Sicherheitskonzept vorlegen müssen. Um Apotheken vor Überfällen und Einbrüchen zur Heroinbeschaffung zu bewahren, soll das Diamorphin nicht den für Medikamente üblichen Vertriebsweg nehmen, sondern direkt vom Pharmahersteller zur behandelnden Einrichtung geliefert werden. Die dortige Behandlung dürfen nur Ärzte mit suchtmedizinischer Qualifikation vornehmen, während des ersten Halbjahres wäre zudem eine von Ländern und Kommunen zu finanzierende psychosoziale Betreuung der Patienten Pflicht.

CDU in Ländern schon lange dafür

Einen inhaltsgleichen Gesetzentwurf hatte auf Initiative der CDU-geführten Länder Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Saarland bereits 2007 der Bundesrat eingebracht. In der Unionsfraktion war jedoch eine Mehrheit dagegen. Abgeordnete der vier anderen Fraktionen brachten das Thema mit ihrem gemeinsamen Entwurf dann auf die Tagesordnung des Bundestages. Im Bundesrat ist das nun beschlossene Gesetz nicht zustimmungspflichtig.

In der teils hitzigen Debatte im Bundestag hob die gesundheitspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Carola Reimann, hervor, dass auch CDU-geführte Städte und Länder das Gesetz unterstützten. „Es geht darum, Schwerstabhängigen mit massiven Gesundheitsproblemen wieder eine Perspektive zu eröffnen“, sagte sie. Dem hielt Jens Spahn (CDU) entgegen, es gebe nach wie vor noch offene Fragen bei der Behandlung. Er hob hervor: „Wir streiten über das Wie und nicht über das Ob.“ Der SPD warf er Koalitionsbruch vor. 

Nach Aussage von Sachverständigen hätten bis zu 80 000 Abhängige Anspruch auf Diamorphin. Dies belaste die gesetzlichen Krankenkassen mit bis zu 800 Millionen Euro. Die SPD geht lediglich von 2000 bis 3000 Anspruchsberechtigten aus.    

                                                                            www.focus.de
Glossar:
suchtkrank - an einer Sucht( leidend

die Sucht - krankhafte Abhängigkeit von einem bestimmten Genuss- od. Rauschmittel o. Ä.

abstimmen, votieren - seine Stimme für oder gegen j-n., etw. abgeben

einen Antrag auf etw. Akk. stellen - schriftlich darum bitten, dass etw. genehmigt oder gewährt wird

der Modellversuch – ein Versuch, der ein Muster für etw. liefern soll

verschreiben - als Arzt bestimmen, welche Behandlung oder welche Medikamente der Patient bekommen soll

betäuben – j-n oder einen Körperteil gegen Schmerzen unempfindlich machen

der Vertrieb - das regelmäßige Verkaufen von Waren
Fragen zum Text:

1. Was für Substanzen bezeichnet man als Drogen? Was ist Heroin?

2. Warum soll der Staat den Drogenkonsum einschränken?

3. Wann dürfen Drogen als Medizin angesehen werden?
„Manhattans Banken sind wie Wohnzimmer“

Unglaubliche 444-mal haben Räuber im vergangenen Jahr Banken in New York überfallen. Nun greift der Polizeipräsident an – und zwar die Bankmanager.

Das Jahr 2008 war ein Rekordjahr für Banküberfälle in New York, und wenn es so weiter geht, wird dieser Negativrekord 2009 nochmals übertroffen. Im Durchschnitt versuchten Räuber im vergangenen Jahr häufiger als einmal pro Tag ein Geldhaus auszuräumen: 444-mal, meist in Manhattan. Das, so berichtet der US-Radiosender NPR, sei eine Steigerung um mehr als 57 Prozent. Die Rezession sei nur einer der Gründe. Die eigentliche Ursache, so glaubt zumindest der New Yorker Polizeipräsident Ray Kelly, liegt vielmehr in der Inneneinrichtung der Bankfilialen. 

„Banken sehen heute nicht mehr aus wie Banken“, grummelt Kelly, „sie sehen aus wie Wohnzimmer, mit bequemen Sofas, Gratiskaffee, und kaum Barrieren zwischen den Schalterangestellten und den Kunden. „In den einschlägigen Kreisen ist es bekannt, dass es heute leichter ist, eine Bank zu überfallen als noch vor einigen Jahren.“ Der Oberpolizist ist wütend, weil seine Beamten dank der laxen Sicherheitsvorkehrungen nun mehr zu tun haben, obwohl sie anderweitig gebraucht werden. „Die Banken“, schimpft er, „glauben, dass sie damit Kundschaft anziehen können. Das beeinflusst aber leider unsere Arbeit negativ.“ Die New Yorker Polizei und die Bundespolizei FBI fassen etwa 75 Prozent der Räuber. Kelly will die Banken nun verpflichten, bessere Kameraüberwachung und sogenannte „Banditen-Barrieren“ – schusssichere Glastrennwände zwischen den Schaltern und den Kunden – zu installieren.
2000 Dollar pro Überfall

Doch die Banker bieten Paroli. „Nur weil eine Bank keine Banditen-Barriere hat, heißt das noch lange nicht, dass sie keine Sicherheitseinrichtungen hat“, sagt Michael Smith, der Präsident des New Yorker Banken-Verbands. Schließlich seien es letztlich ja auch in erster Linie die Banken, ihre Angestellten und Kunden, die Leidtragende der Überfälle seien, und nicht die Polizei. Im Durchschnitt erbeuten die Täter etwa 2000 Dollar pro Überfall. „Unsere Banken sind keineswegs Wohnzimmer“, verteidigt sich Smith, „die meisten Wohnzimmer haben meines Wissens keine sieben oder acht Überwachungskameras, oder?“

Der erzürnte Polizeipräsident hebt vor allem die Bankenkette Toronto-Dominion als besonders „räuberfreundlich“ hervor. „Filialen dieser Bank repräsentieren etwa vier Prozent aller Bankfilialen in New York, aber sie sind in diesem Jahr in unserer Statistik für 15 Prozent aller Banküberfälle verantwortlich.“ Noch viel schlimmer: „Verbrecher, die diese Bank überfallen, haben eine Erfolgsrate von 100 Prozent.“ Nun versucht Kelly den New Yorker Stadtrat zu strengeren verpflichtenden Sicherheitseinrichtungen zu bewegen.            www.focus.de
Glossar
überfallen – j-n plötzlich angreifen und mit Waffen bedrohen

ausräumen – etw. leer machen

die Rezession - leichter Rückgang der Konjunktur

die Konjunktur - allgemeine wirtschaftliche Situation und Entwicklung eines Landes

einschlägig – hier: entsprechend

lax – nachlässig, nicht streng

die Vorkehrung - Maßnahme zum Schutz, zur Sicherung von etw.

anderweitig – anderswo, an anderer Stelle

die Kundschaft – die Kunden

Paroli bieten – j-m, einer Sache wirksam Widerstand leisten

erbeuten - etwas durch Kampf oder Raub als Beute bekommen

schusssicher – so, dass man es nicht durchschießen kann

die Rate – hier: durch eine Prozentzahl ausgedrücktes Verhältnis zwischen zwei [statistischen] Größen, das die Häufigkeit eines bestimmten Geschehens, das Tempo einer bestimmten Entwicklung angibt
Fragen zum Text:

1. Warum sehen die Banken heutzutage anders aus als früher?
2. Wer trägt die Verantwortung für die wachsende Zahl der Banküberfälle?

4. Welche Sicherheitsvorkehrungen gibt es zum Schutz von Banken?

3. Was kann/muss man unternehmen, um die Banken sicherer zu machen?
Was empfehlen Sie Europa?

Jetzt sind die Bürger dran: Beim europäischen Verfassungs-Konvent werden auch Nicht-Politiker beteiligt. Wie soll es weitergehen mit der EU? Sieben Antworten aus sechs Ländern
Jetzt soll ein neues Gremium richten, was die Gipfel von Amsterdam und Nizza nicht zu Wege brachten: Der Verfassungskonvent hat zum Ziel, einen umfassenden Vertrag über die Arbeit der europäischen Organe und Institutionen zu schaffen. Außer nationalen und EU-Politikern können normale Bürger auf die künftige Architektur der EU Einfluss nehmen: in Diskussionsgruppen, auf öffentlichen Veranstaltungen und via Internet. Der Startschuss für den Konvent soll im März fallen. Ein Signal aus Brüssel für mehr Transparenz und Bürgernähe? Zumindest neue Töne im Konzert der Berufseuropäer. 

SABINA ZINKHOFER, 42
Gemeinderätin für die Sozialistische Partei im Pariser Vorort Fontenay-sous-Bois. Die Bankangestellte aus Konstanz lebt seit 20 Jahren in Frankreich.
Wir haben unglaubliche Fortschritte gemacht in Europa. Heute kann ich als Deutsche in Frankreich sogar Beamtin werden! In symbolischen Momenten, zum Beispiel bei der Kranzniederlegung am Kriegerdenkmal, wird mir bewusst, wie weit wir mit der Völkerverständigung vorangekommen sind. Schade ist, dass die EU zu wenig Lobbying in eigener Sache betreibt. In Brüssel kümmert sich zum Beispiel niemand darum, dass es jetzt in Frankreich über 200 ausländische Gemeinderäte gibt. Das Erreichte müsste mehr herausgestellt werden. Für die Zukunft wünsche ich mir, dass auch Ausländer von außerhalb der EU das kommunale Wahlrecht haben. Diese Menschen leben seit Jahren hier, arbeiten und zahlen Steuern.

LORENZ MARCKWARDT, 57
Fischer aus Eckernförde und Vorsitzender des schleswig-holsteinischen Landesfischereiverbands
Die europäische Fischereipolitik, die kannst du auf den Mond schießen. Besonders die Regulierungswut – Maschenweite der Netze, Mindestgröße der Fische, Fangmengen, Schonzeiten – es gibt viel zu viele Vorschriften, die uns zu schaffen machen. Während in den EU-Nachbarländern schon mal ein Auge zugedrückt wird, werden die EU-Regeln bei uns aufs Penibelste ausgelegt. Wir sind immer der doofe deutsche Michel, und die anderen Länder machen nix (nichts). Ich bin mir sicher, heute würden 99 Prozent aller Fischer gegen die EU stimmen. Über die Fischereipolitik bestimmen heute Theoretiker. Wir selbst haben praktisch keinen Einfluss. In Brüssel nicht, und in Deutschland schon gar nicht. Ich hoffe mal in puncto EU-verordnetem Kapazitätsabbau, dass sie uns wenigstens die Kutter lassen, die wir noch haben.

LOUIS CROONEN, 57
Präsident des Verbands Europäischer Zeitschriftenverleger. Der Belgier hat eine private Fernsehgesellschaft gegründet und Magazine geleitet.
Ich betrachte mit großer Sorge, dass die EU-Kommission Werbung für bestimmte Produkte verbieten will. Nur die Werbeeinnahmen garantieren eine unabhängige und pluralistische Presse. Besonders betroffen sind wir von der Absicht, Tabakwerbung in Printmedien zu verbieten. Mit dem Vorhaben ist die Kommission eigentlich schon vom Europäischen Gerichtshof gestoppt worden, aber jetzt versucht sie es erneut mit dem Argument, Hindernisse auf dem Binnenmarkt müssten beseitigt werden. Das ist eine Attacke gegen die Freiheit der Wirtschaft. Tabak ist schließlich ein legales Produkt. Ich fürchte auch, dass der Werbebann ausgedehnt werden könnte: auf Alkohol, Automobile oder Arzneimittel.


LEO VAN VLIET, 55, UND MARCEL VAN VLIET, 29
Blumenzüchter aus Rijnsburg, produzieren über 18 Millionen Gerberas pro Jahr
Klar, der europäische Binnenmarkt sichert uns Absatz und Wachstum, vieles ist dadurch leichter geworden. Aber momentan kämpft noch jedes Land für sich allein. Bei uns gibt es zum Beispiel sehr strenge Schädlingsbekämpfungsmittelgesetze. Wir setzen als natürliche Waffen Schlupfwespen und Marienkäfer ein. In Spanien oder Portugal sind die Bestimmungen viel laxer. Wenn wir Saisonkräfte suchen, müssen wir zuerst den leer gefegten niederländischen Arbeitsmarkt abgrasen. Die Arbeitskräfte hier sind aber nicht motiviert genug. In den Südländern lässt man einfach billige Arbeiter aus Nordafrika rein. Das wäre unser größter Wunsch: fairer Wettbewerb durch gleiche Regeln für alle. Mehr Harmonisierung, wenn Sie so wollen.

ANTHONY MARSHALL, 33,
von der Londoner Hafenverwaltung ist zuständig für die Sicherheit von 160 Kilometern Themse-Ufer.
Ich bin wohl kein typischer Brite, denn ich fühle mich sehr als Europäer. Wir sind spät dazugekommen, haben uns immer in einer Zaungast-Situation gesehen. Viel hat sich daran nicht geändert. Beim Volksentscheid zum Euro hat Tony Blair einen Drahtseilakt vor sich. Es ist sehr schwer einzuschätzen, wie die Bevölkerung mittlerweile darüber denkt. Ich bin sehr dafür, dass wir dem Euro-Club bald beitreten.

BERND BELLE, 40
Der Kriminaloberrat leitet seit 1999 die Offenburger Dienststelle Gemeinsames Zentrum der deutschfranzösischen Polizei- und Zollzusammenarbeit.
In meiner Dienststelle arbeiten Deutsche und Franzosen grenz- und länderübergreifend zusammen. Da prallen natürlich manchmal Welten aufeinander(, aber das ist für uns auch die Chance, Verständnis für die Unterschiede zu entwickeln und Lösungen zu finden, die in beiden Ländern gelten können. Und vielleicht können wir damit hier ein bisschen Einfluss auf das Zusammenwachsen und die Weiterentwicklung Europas nehmen. Aber es ist auch ein Europa der Regionen. Und da sollte es auch Unterschiede geben – mit denen wir leben und von denen wir lernen können. Reisefreiheit, freier Warenverkehr, keine Grenzkontrollen und in Zukunft der Euro, das sind Dinge die ich an Europa sehr schätze.

CELESTINO RECATALA, 37
Orangenpflanzer aus Valencia. Engagiert sich im Berufsverband Intercitrus für Mittelmeer-Bauern 

Obwohl ich als Vertreter des spanischen Agrarverbands schon an vielen Treffen auf EU-Ebene teilnehmen konnte, habe ich den Eindruck, dass man letztlich keinen Einfluss auf diese Politik hat. Wir Vertreter der Mittelmeer-Landwirtschaft sind in Europa in der Minderheit. Einerseits hält man uns an, rentabel für den Frischmarkt zu produzieren. Andererseits schließt die EU dauernd Freihandelsabkommen mit Nicht-EU-Ländern, die unsere Wettbewerbsfähigkeit einschränken. Ich wünsche mir mehr Macht für das Europaparlament. Generell sollte es eine stärkere EU mit einem größeren Sinn für Zusammengehörigkeit geben. Sie sollte alle Institutionen haben, die heute die einzelnen Nationen besitzen, um ihre Rolle als Weltmacht ohne Zögern und Rücksichten** auszuüben. 

www.focus.de
Glossar:
	dran sein – an der Reihe sein, der/die Nächste sein
das Gremium - eine Gruppe meist von Experten, die eine bestimmte Aufgabe erfüllen oder ein bestimmtes Problem lösen soll ≈ Ausschuss, Kommission
der Konvent – hier: Versammlung

etw. zu Wege bringen - etwas meist Schwieriges erreichen ≈ etwas zustande bringen
der Berufseuropäer – ein professioneller EU-Politiker
auf etw. (Akk) Einfluss nehmen, etw. beeinflussen - bewirken, dass sich etwas oder j-d (deutlich) ändert
die Völkerverständigung - Verständigung, friedliche Übereinkunft zwischen den Völkern
vorankommen – Fortschritte machen, Erfolg haben; einem Ziel näher kommen
etw. kann man auf den Mond schießen – etw. ist ganz schlecht, untauglich, man kann es nicht akzeptieren
j-m. zu schaffen machen - j-m Schwierigkeiten, große Mühe machen
der doofe deutsche Michel - einfältig-naiver Mensch
die Kapazität – hier: die Leistungsfähigkeit einer Firma, eines (Industrie)Unternehmens

der Kutter - ein Schiff, mit dem man besonders in der Nähe der Küste Fische fängt
der Werbebann – ein Verbot einer (bestimmten) Werbung

der Absatz - der Verkauf von Waren
der Schädling – hier: ein Tier oder eine Pflanze, die anderen Lebewesen schaden oder sie vernichten
einsetzen – hier benutzen

	Schlupfwespen Pl. - Sammelbezeichnung für alle parasitären Hautflügler (Hymenoptera) - Insekten mit durchscheinenden Flügeln
Saisonkräfte Pl. – Arbeiter für eine bestimme Jahreszeit

lax – locker, nicht streng
abgrasen – hier absuchen

reinlassen – umg. von hereinlassen
fair - anständig, gerecht
der Zaungast - jemand, der bei einer Veranstaltung, z.B. einem Fußballspiel, von außerhalb des Zaunes zuschaut
der Volksentscheid - das Referendum
der Drahtseilakt - eine Vorführung im Zirkus, bei der ein Artist auf einem Seil aus Draht balanciert; eine riskante, gefährliche Handlung
einschätzen - sich eine Meinung von j-m/etw. machen
die Dienststelle – ein Amt, eine Behörde 

...engagiert sich – hier ...ist aktives Mitglied des Verbandes
j-n anhalten, etw. zu machen – von j-m etw. wollen, j-n dazu bringen, dass er etw. Bestimmtes macht
das Abkommen - eine Vereinbarung oder ein Vertrag besonders zwischen Staaten
(der) Sinn für etw. - Gefühl, Verständnis für etw.

die Zusammengehörigkeit - zwei (oder mehr) Personen oder Dinge bilden ein Paar, eine Einheit oder ein Ganzes
die Weltmacht - ein Staat (oder ...) mit großem politischen und wirtschaftlichen Einfluss auf viele Länder 


( Es entstehen ganz schwierige Situationen wegen nationaler Unterschiede


** Schnell und unabhängig
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